
Artikel 26

Einfuhr in Teilsendungen

Werden auf Antrag des Einführers und unter den von den
Zollbehörden des Einfuhrlands festgelegten Voraussetzungen zer-
legte oder noch nicht zusammengesetzte Erzeugnisse der
Abschnitte XVI und XVII oder der Positionen 7308 und 9406 des
Harmonisierten Systems im Sinne der Allgemeinen Vorschrift 2 a
zum Harmonisierten System in Teilsendungen eingeführt, so ist
den Zollbehörden bei der Einfuhr der ersten Teilsendung ein ein-
ziger Ursprungsnachweis vorzulegen.

Artikel 27

Ausnahmen vom Ursprungsnachweis

(1) Erzeugnisse, die in Kleinsendungen von Privatpersonen an
Privatpersonen versandt werden oder die sich im persönlichen
Gepäck von Reisenden befinden, werden ohne Vorlage eines
Ursprungsnachweises als Ursprungserzeugnisse angesehen, sofern
es sich um Einfuhren nichtkommerzieller Art handelt und erklärt
wird, dass die Voraussetzungen dieses Protokolls erfüllt sind,
wobei an der Richtigkeit dieser Erklärung kein Zweifel bestehen
darf. Bei Postversand kann diese Erklärung auf der Zollinhaltser-
klärung CN22/CN23 oder einem dieser Erklärung beigefügten
Blatt abgegeben werden.

(2) Als Einfuhren nichtkommerzieller Art gelten solche, die
gelegentlich erfolgen und ausschließlich aus Erzeugnissen beste-
hen, die zum persönlichen Ge- oder Verbrauch der Empfänger
oder Reisenden oder zum Ge- oder Verbrauch in deren Haushalt
bestimmt sind; dabei dürfen diese Erzeugnisse weder durch ihre
Beschaffenheit noch durch ihre Menge zu der Vermutung Anlass
geben, dass ihre Einfuhr aus kommerziellen Gründen erfolgt.

(3) Außerdem darf der Gesamtwert der Erzeugnisse bei Kleins-
endungen 500 EUR und bei den im persönlichen Gepäck von Rei-
senden enthaltenen Waren 1 200 EUR nicht überschreiten.

Artikel 27a

Lieferantenerklärung

(1) Wird in der Gemeinschaft oder Algerien eine
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder eine Erklärung auf der
Rechnung für Ursprungserzeugnisse ausgestellt bzw. ausgefertigt,
bei deren Herstellung Waren aus Algerien, Marokko, Tunesien
oder der Gemeinschaft verwendet worden sind, die in diesen Län-
dern be- oder verarbeitet wurden, ohne die Präferenzursprungs-
eigenschaft zu erwerben, so wird die für diese Waren nach
Maßgabe dieses Artikels abgegebene Lieferantenerklärung
berücksichtigt.

(2) Die Lieferantenerklärung nach Absatz 1 dient als Nachweis
für die in Algerien, Marokko, Tunesien oder der Gemeinschaft an
den betreffenden Waren vorgenommene Be- oder Verarbeitung
im Hinblick auf die Entscheidung, ob die Erzeugnisse, bei deren
Herstellung diese Waren verwendet worden sind, als Ursprungs-
erzeugnisse der Gemeinschaft oder Algeriens gelten können und
die übrigen Voraussetzungen dieses Protokolls erfüllt sind.

(3) Abgesehen von den Fällen des Absatzes 4 wird vom Liefe-
ranten für jede Warensendung eine gesonderte Lieferantener-
klärung in der in Anhang V vorgeschriebenen Form auf einem
Blatt Papier ausgefertigt, das der Rechnung, dem Lieferschein oder
einem anderen Handelspapier beigefügt wird, in dem die betref-
fenden Waren so genau bezeichnet sind, dass die Feststellung der
Nämlichkeit möglich ist.

(4) Ein Lieferant, der regelmäßig einen Kunden mit Waren
beliefert, die in Algerien, Marokko, Tunesien oder der Gemein-
schaft über einen längeren Zeitraum hinweg in der gleichen
Weise be- oder verarbeitet werden sollen, kann eine einma-
lige Lieferantenerklärung (im Folgenden „Langzeit-
Lieferantenerklärung“ genannt) abgeben, die für alle weiteren
Sendungen der betreffenden Waren gilt.

Die Langzeit-Lieferantenerklärung gilt in der Regel bis zu einem
Jahr nach dem Datum der Ausfertigung. Die Zollbehörden des
Landes, in dem die Erklärung ausgefertigt wird, legen fest, unter
welchen Voraussetzungen eine längere Geltungsdauer zulässig ist.

Die Langzeit-Lieferantenerklärung wird vom Lieferanten in der in
Anhang VI vorgeschriebenen Form ausgefertigt; die betreffenden
Waren müssen darin so genau bezeichnet sein, dass die Feststel-
lung der Nämlichkeit möglich ist. Sie wird dem Kunden vor der
ersten Lieferung der Waren, auf die sie sich bezieht, oder zusam-
men mit dieser Lieferung zur Verfügung gestellt.

Der Lieferant unterrichtet seinen Kunden unverzüglich, wenn die
Langzeit-Lieferantenerklärung für die betreffenden Waren nicht
mehr gilt.

(5) Die Lieferantenerklärung nach den Absätzen 3 und 4 ist
maschinenschriftlich oder gedruckt in einer der Sprachen, in
denen das Abkommen abgefasst ist, nach den nationalen Rechts-
vorschriften des Landes, in dem sie ausgefertigt wird, zu erstellen
und vom Lieferanten eigenhändig zu unterzeichnen. Die Erklä-
rung kann auch handschriftlich ausgefertigt werden; in diesem
Fall ist sie mit Tinte in Druckschrift zu erstellen.

(6) Der die Erklärung ausfertigende Lieferant hat auf Verlan-
gen der Zollbehörden des Landes, in dem die Erklärung ausgefer-
tigt wird, jederzeit alle zweckdienlichen Unterlagen zum
Nachweis der Richtigkeit der Angaben in der Erklärung
vorzulegen.

Artikel 28

Belege

Die in Artikel 17 Absatz 3, Artikel 22 Absatz 5 und Artikel 27a
Absatz 6 genannten Unterlagen zumNachweis dafür, dass Erzeug-
nisse, für die eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder EUR-
MED oder eine Erklärung auf der Rechnung oder eine Erklärung
auf der Rechnung EUR-MED vorliegt, tatsächlich als Ursprungs-
erzeugnisse der Gemeinschaft, Algeriens oder eines der in den
Artikeln 3 und 4 genannten anderen Länder angesehen werden
können und die übrigen Voraussetzungen dieses Protokolls erfüllt
sind und dass die Angaben in der Lieferantenerklärung richtig
sind, können unter anderem folgende Unterlagen sein:

a) der unmittelbare Nachweis der vom Ausführer oder Lieferan-
ten angewandten Verfahren zur Herstellung der betreffenden
Waren, z. B. aufgrund seiner geprüften Bücher oder seiner
internen Buchführung;
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